Mustervereinbarung zu Auslandsentsendungen

Mai 2000
  

Einleitung
Die Auslandsmontage ist durch den Bundesmontagetarifvertrag (BMTV) nur unzureichend ausgefüllt.

Es heißt zwar im § 1.1 BMTV (siehe Anhang, Seite 17), dass die besonderen Bedingungen der Auslandstätigkeit mit dem betroffenen Arbeitnehmer einzelvertraglich zu vereinbaren seien. In der Folge wird dann aufgelistet, was insbesondere zu vereinbaren ist.

Neu im BMTV vom 17.12.1997 ist der Verweis, dass Arbeitgeber und Betriebsrat auf Wunsch die besonderen Arbeitsbedingungen der Auslandsmontage (Auslandstätigkeit) zu beraten haben.

Diese Neufassung im BMTV nehmen wir zum Anlass, eine überarbeitete Vorlage zum Abschluss einer Rahmen-Betriebsvereinbarung zu Auslandsentsendungen zur Verfügung zu stellen.

Diese Rahmenbetriebsvereinbarung hat den Hintergrund, dem einzelnen betroffenen Arbeitnehmer die oft unmögliche Verpflichtung zum Abschluss eines ergänzenden Einzelarbeitsvertrages mit allen Einzelheiten zu erleichtern, indem die Inhalte der Betriebsvereinbarung Bestandteil des abzuschließenden Einzelarbeitsvertrages über die Dauer und den Ort der Auslandsentsendung werden.

Werden Regelungen nach dieser BV getroffen, so ist auch dem § 2 Abs. 2 Nachweisgesetz Genüge getan.

Betriebsvereinbarung über Regelungen für Auslandsentsendungen
  

Zwischen der Firma ..................................

und dem

Betriebsrat ..................................

wird folgende Betriebsvereinbarung abgeschlossen.

§ 1 Geltungsbereich
a) räumlich

Diese Vereinbarung gilt für die Arbeitnehmer, die im Auftrag der Firma außerhalb der Bundesrepublik Deutschland auf außerbetriebliche Arbeitsstellen entsandt werden.

b) persönlich

Die Vereinbarung gilt für alle Arbeitnehmer (einschließlich der außertariflichen Angestellten) mit Ausnahme der leitenden Angestellten, die gemäß § 5 Abs. 3 BetrVG nicht als Arbeitnehmer gelten.

§ 2 Begriff der Entsendung
Eine Auslandsentsendung liegt vor, wenn

a) das bisherige Arbeitsverhältnis mit allen Rechten und Pflichten bestehen bleibt,

b) die Tätigkeit im Ausland unter Angabe des Ortes und der Arbeitsstellenbezeichnung für eine bestimmte Zeit, höchstens 12 Monate, eine Verlängerungsmöglichkeit einschließend, andauern soll,

c) in einem schriftlichen Zusatzvertrag die Regelungen dieser Betriebsvereinbarung als Mindestbedingungen aufgenommen werden,

d) die Namen der Arbeitnehmer, die für die Entsendung vorgesehen sind, dem Betriebsrat bekanntgegeben werden.

§ 3 Regelmäßige Arbeitszeit
1. Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit darf die in Deutschland geltende tarifliche Wochenarbeitszeit der jeweiligen Branche nicht überschreiten. Die regelmäßige kalendertägliche Arbeitszeit richtet sich im Rahmen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit nach den örtlichen Voraussetzungen (gesetzlichen Bestimmungen, Betriebsüblichkeit etc.).

2. Abweichende gesetzliche oder tarifliche Arbeitszeitregelungen an der Arbeitsstelle sind einzuhalten. Für die Bezahlung der Arbeitszeit ist jedoch mindestens die in Absatz 1 benannte regelmäßige Arbeitszeit zu Grunde zu legen.

3. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen sind jeweils mit dem entsandten Arbeitnehmer zu vereinbaren. Der Betriebsrat erhält eine Durchschrift der Vereinbarung. Die Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes sind zu beachten.

4. Eine im Stammbetrieb vereinbarte Flexibilisierung der Arbeitszeit kann auch bei der Auslandstätigkeit angewendet werden.

§ 4 Mehr-, Spät-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit
1. Mehrarbeit sind die über § 3 festgelegte regelmäßige tägliche Arbeitszeit hinaus geleisteten Arbeitsstunden. Arbeit an einem arbeitsfreien Kalendertag ist Mehrarbeit. Der Umfang der Mehrarbeit ist dem Betriebsrat bekanntzugeben.

2. Die Zeitspannen für Spät- und Nachtarbeit sind gesondert unter Beachtung der klimatischen Bedingungen der Arbeitsstelle des betreffenden Landes mit dem entsandten Arbeitnehmer jeweils zu vereinbaren und dem Betriebsrat bekanntzugeben.

3. Sonntagsarbeit ist die von Samstag 20.00 Uhr bis Montag 6.00 Uhr geleistete Arbeit.

4. Feiertagsarbeit ist die an gesetzlichen Feiertagen von 6.00 Uhr bis 6.00 Uhr des darauffolgenden Werktages geleistete Arbeit.

5. Sonntag ist der Kalendertag, der im Ausland regelmäßig als arbeitsfreier Tag pro Woche gilt.

6. Die Arbeitsruhe an gesetzlichen Feiertagen richtet sich nach dem Feiertagsrecht der Arbeitsstelle. Darüber hinaus ist mit dem entsandten Arbeitnehmer zu vereinbaren, ob und wieviele zusätzliche Ersatzfeiertage zu gewähren sind. Die Feiertagsvergütung richtet sich nach § 2 Entgeltfortzahlungsgesetz, bzw. nach den für den Entsendebetrieb geltenden speziellen tariflichen oder betrieblichen Regelungen.

7. Notwendige Mehr-, Spät-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit kann mit dem entsandten Arbeitnehmer vereinbart werden. Die Vereinbarung ist dem Betriebsrat bekanntzugeben.

§ 5 Zuschläge für Mehr-, Spät-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit
1. Der Zuschlag beträgt für

a) Mehrarbeitsstunden 50 v. H.

b ) Spätarbeit 25 v. H.

c) Nachtarbeit 35 v. H.

d) Sonntagsarbeit 100 v. H.

e) Feiertagsarbeit 150 v. H.

2. Für die Berechnung der Zuschläge gelten die Bestimmungen des jeweils gültigen Manteltarifvertrages.

§ 6 Arbeitsausfall, Arbeitsverhinderung
1. Muß die Arbeit aus einem nicht vom Arbeitnehmer zu vertretenden Grund ruhen, so sind die ausgefallenen Stunden mit dem regelmäßigen Arbeitsverdienst zu vergüten.

2. Ist der Arbeitnehmer durch Krankheit oder sonstige unvorhergesehene Ereignisse an der Arbeitsleistung verhindert, so hat er dem Arbeitgeber oder dessen Beauftragten unverzüglich Mitteilung zu geben.

3. Bei Arbeitsunfähigkeit ist für die Dauer von bis zu 3 Monaten der regelmäßige Arbeitsverdienst weiterzuzahlen.

4. In nachstehenden Fällen ist dem Arbeitnehmer Freizeit ohne Anrechnung auf den Urlaub unter Fortzahlung des regelmäßigen Arbeitsverdienstes zu gewähren, und zwar:

a) beim Tode des Ehegatten bzw. in häuslicher Gemeinschaft lebende Lebenspartner und der Kinder des Arbeitnehmers 4 Tage

b) beim Tode von Familienangehörigen wie Eltern, Schwiegereltern, Geschwistern und Großeltern 2 Tage

c) bei eigener Eheschließung, Niederkunft der Ehefrau bzw. der Lebenspartnerin in häuslicher Gemeinschaft, eigene Silberhochzeit und bei Eheschließung von Kindern und Geschwistern 2 Tage

Zusätzlich erfolgt eine Freistellung von der Arbeit für die Dauer erforderlich werdender Reisezeiten.

5. Im Falle des Todes des Arbeitnehmers ist dem Ehegatten, dem Lebenspartner oder den unterhaltsberechtigten Kindern, deren Berufsausbildung noch nicht abgeschlossen ist, der regelmäßige Arbeitsverdienst für den Sterbemonat und für 3 weitere Monate weiterzuzahlen.

§ 7 Urlaubsdauer, Urlaubsvertretung
1. Bei mindestens 3 monatiger Tätigkeit im Ausland erhöht sich der tarifliche Jahresurlaubsanspruch wie folgt:

a) im europäischen Ausland um 3 Tage

b) im außereuropäischen Ausland um 5 Tage

2. Die Urlaubsvergütung für den zusätzlichen Urlaub richtet sich nach den tariflichen Bestimmungen für Urlaubsvergütung.

3. Die Urlaubsvergütung ist auf Wunsch des Arbeitnehmers vor Antritt des Urlaubs auszuzahlen.

§ 8 Vergütung, Tagesspesen, Übernachtungsspesen
1. Die Höhe und Zusammensetzung der Vergütung muss vor der Entsendung vereinbart werden.

Für die Tätigkeit im Ausland wird für jede gearbeitete Stunde ein besonderer Zuschlag zum weiterlaufenden Lohn bzw. Gehalt in mindestens folgender Höhe

a) für europäische Anrainerstaaten 15 %

b) für das übrige europäische Ausland 20 %

c) für das übrige Ausland 30 %

vom Tariflohn bzw. Tarifgehalt des entsandten Arbeitnehmers gezahlt.

2. Für die Dauer der Entsendung in das Ausland werden Spesen gezahlt. Die Höhe der Spesen entspricht mindestens dem Auslandstagegeld der jeweils gültigen Lohnsteuerrichtlinien.

3. Für Übernachtungen wird zusätzlich ein Betrag in Höhe des jeweiligen Auslandsübernachtungsgeldes gezahlt. Bei Stellung freier angemessener Unterkunft entfällt der Anspruch auf das Auslandsübernachtungsgeld.

Angemessen ist eine Unterkunft, die einem entsandten Arbeitnehmer unter Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse seines Entsendungsortes (bisheriger Wohnort) billigerweise zugemutet werden kann.

4. In den Fällen, in denen die Auslandstage- und Auslandsübernachtungsgelder gemäß den geltenden Lohnsteuerrichtlinien die anfallenden Kosten nicht abdecken, sind durch Vereinbarung mit dem Betriebsrat kostendeckende Beträge zu ersetzen. Eventuelle Steuern trägt der Arbeitgeber.

5. Bei Arbeitsunfähigkeit und Krankenhausaufenthalt besteht Anspruch auf die vollen Spesen einschl. Übernachtungsgeld. Der Anspruch auf Übernachtungsgeld entfällt, wenn keine Kosten für die Unterkunft anfallen.

Die Spesen und Übernachtungsgelder werden in der Regel in DM-Währung/Euro ab 1.1.2002 zur Verfügung gestellt.

6. Alle Vereinbarungen über Vergütungen, Spesen und Übernachtungsgelder müssen schriftlich erfolgen.

§ 9 Reisezeit, Reisekosten
1. Für die Anreise zur außerbetrieblichen Arbeitsstelle des Auslandes gelten folgende Grundsätze:

An Kosten werden vom Arbeitgeber übernommen:

a) Bahnreisen über 100 km, 1. Klasse, einschl. Zuschläge für ICE, IC, EC-Züge, Euro-City usw.

b) Flugreisen in der Businessklasse des Linienverkehrs,

c) Schiffsreisen in der 2. Klasse des Linienverkehrs.

Umfaßt die Schiffsreise volle Verpflegung und Unterkunft, so besteht Anspruch auf 50% des jeweiligen Auslandstagegelds,

d) Privat-Pkw-Benutzung kann nur auf freiwilliger Basis erfolgen, unter Anwendung folgender Bedingungen:

1. Kilometergeld in Höhe der Sätze nach den jeweils gültigen Lohnsteuerrichtlinien.

2. Haftpflichtversicherung 2 Mio. DM.

3. Vollkaskoversicherung ohne Eigenbeteiligung des Arbeitnehmers.

4. Rechtsschutzversicherung.

5. Einhaltung der zollrechtlichen Vorschriften.

6. Pkw-Steuer bei Auslandsaufenthalt.

7. Internationaler Führerschein.

Die Anordnung, welches Verkehrsmittel (a, b oder c) zu benutzen ist, trifft der Arbeitgeber.

Die Unterlagen für die Benutzung des angeordneten Verkehrsmittels sind dem entsandten Arbeitnehmer vor Antritt der Reise oder Rückreise zuzustellen. Bei der Benutzung des Privat-Pkw ist ein Vorschuss in Höhe der zu fahrenden Kilometer zu gewähren.

2. Die Kosten für die Beförderung des für die Tätigkeit im Ausland erforderlichen Gepäcks einschließlich einer Versicherung trägt der Arbeitgeber.

3. Für die Dauer der Reise ist eine Reiseversicherung für folgende Risiken abzuschließen:

a) Teil- bzw. Vollinvalidität 400.000,-- DM

b) Tod 200.000,-- DM.

4. Rückreisekosten bei Beendigung des Auslandseinsatzes bzw. zu einer medizinisch indizierten Krankenbehandlung sowie Überführungskosten zum Heimatort im Todesfall, trägt der Arbeitgeber.

5. Die gesamte Reisezeit, von der Wohnung des entsandten Arbeitnehmers bis zur Unterkunft im Ausland und zurück, ist je angefangene Stunde mit dem durchschnittlichen Stundenverdienst der letzten 3 Monate, bis zu 12 Stunden je Kalendertag zu bezahlen. Daneben sind die Spesen gemäß § 8 Abs. 1 dieser Betriebsvereinbarung zu zahlen.

6. Evtl. anfallende Kosten, die arbeitstäglich bei der Benutzung von Verkehrsmitteln von der Unterkunft bis zur Arbeitsstelle und zurück anfallen, trägt der Arbeitgeber.

§ 10 Heimfahrten
1. Die in das Ausland entsandten Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf Heimfahrten bei einer ununterbrochenen Tätigkeit

a) in europäischen Anrainerstaaten nach 4 Wochen

b) im übrigen europäischen Ausland nach 6 Wochen

sofern die Entsendung noch mindestens einen weiteren Beschäftigungsmonat andauert.

c) im außereuropäischen Ausland nach 3 Monaten

sofern die Entsendung noch mindestens 2 weitere Beschäftigungsmonate andauert.

2. Im Zusammenhang mit den Heimfahrten ist den entsandten Arbeitnehmern außer der Reisezeit eine zusammenhängende Freizeit von 3 Kalendertagen ohne Einkommensminderung zu gewähren.

3. Zusätzliche Heimfahrten sind in den Fällen des § 6 Ziff. 4 a) und b) dieser Betriebsvereinbarung nach den dort aufgestellten Grundsätzen zu gewähren.

4. Für alle Heimfahrten gelten die Regelungen über Tagesspesen und Übernachtungsspesen nach § 8 und über Reisezeit und Reisekosten nach § 9 dieser Betriebsvereinbarung entsprechend.

5. Eine weitere Heimfahrt ist nach § 6 Ziffer 4 c) zu gewähren. Diese Heimfahrten können jedoch nur im Vorgriff auf die Heimfahrt nach § 10 Ziffer 1 genommen werden.

§ 11 Rückreise bei Erkrankungen
Ist der entsandte Arbeitnehmer infolge Krankheit oder eines Unfalls z. Z. nicht in der Lage, weiterhin im Ausland tätig zu sein, so trägt der Arbeitgeber die Kosten der Rückreise.

Für diese Rückreise gelten die §§ 8 und 9 dieser Betriebsvereinbarung entsprechend.

§ 12 Sozialversicherung
1. Für die Dauer der Entsendung in das Ausland sind die Beiträge zur

a) Rentenversicherung

b) Arbeitslosenversicherung

c) Krankenversicherung

d) Pflegeversicherung

von dem weiterlaufenden bisherigen versicherungspflichtigen Arbeitseinkommen, einschließlich der Entgelte, die durch die Entsendung gezahlt werden, soweit sie der Versicherungspflicht unterliegen, abzuführen.

Die erforderlichen Mitteilungen sind den Versicherungsträgern zu machen.

§ 13 Zusätzliche Versicherungen
1. Haftpflichtversicherung

a) Für die Dauer der Entsendung in das Ausland ist für den Arbeitnehmer eine angemessene Haftpflichtversicherung zur Deckung der Schäden abzuschließen und aufrechtzuerhalten, die dieser im Ausland im dienstlichen oder privaten Bereich verursacht.

b) Die Versicherung muß Leistungen für Personen-, Sach- und Vermögensschäden vorsehen. Die Vereinbarung eines Selbstbehalts ist unzulässig.

c) Im Versicherungsvertrag ist vorzusehen, dass dem Geschädigten ein unmittelbarer Anspruch gegen den Versicherer eingeräumt wird.

d) Wird der entsandte Arbeitnehmer wegen der Schäden, die er im Ausland im dienstlichen oder privaten Bereich verursacht hat, auf Ersatz in Anspruch genommen, so hat der Arbeitgeber bis zum Eintreten der Versicherung in angemessener Weise Schutz und Hilfe zu leisten.

2. Versicherung gegen Krankheit, Invalidität, Tod

Für die Dauer der Entsendung in das Ausland ist für den Arbeitnehmer eine kombinierte Versicherung mit folgenden Leistungen abzuschließen und aufrechtzuerhalten:

a) Für die entstehenden Kosten, die durch die inländische gesetzliche Krankenversicherung nicht abgedeckt sind, bei Arztbesuch, Krankenhausaufenthalt, Beschaffung von Arznei-, Verbands- und Heilmitteln, Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, Zahnersatz, Zahnkronen und Behandlungen in Kur- und Spezialeinrichtungen. Bis zum Eintritt der Versicherung ist der Arbeitnehmer durch Vorschüsse des Arbeitgebers von der Kostenpflicht freizustellen. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die Vorschüsse durch ordnungsgemäße Belege abzurechnen. Die Verrechnung mit der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung erfolgt durch den Arbeitgeber.

b) bei Tod 200.000,-- DM

c) Vollinvalidität 400.000,-- DM

d) im Todesfall die entstehenden Überführungskosten.

§ 14 Steuern, Zölle, Gebühren
Für die Dauer der Entsendung gelten folgende Regelungen:

1. Die Höhe der Steuern vom steuerpflichtigen Einkommen sind nach den jeweils gültigen Steuertabellen der Bundesrepublik Deutschland festzustellen.

2. Sind Steuern aufgrund von Gesetzen im Ausland an das Land abzuführen, in das der Arbeitnehmer entsandt worden ist, so trägt der Arbeitnehmer höchstens den Teil der Steuern bis zur Höhe des festgestellten Steuersatzes nach Abs. 1.

Anfallende Steuern, die den festgestellten Steuersatz nach Abs. 1 überschreiten, sind durch den Arbeitgeber zu tragen.

3. Zölle, die durch Mitnahme von Gepäck, welches für den Auslandseinsatz erforderlich ist, entstehen, trägt der Arbeitgeber. Dies gilt auch für anfallende Gebühren. Zollpapiere sind in der jeweiligen Landessprache abzufassen und dem Arbeitnehmer rechtzeitig auszuhändigen.

§ 15 Mitnahme von Familienangehörigen
Dauert die Entsendung des Arbeitnehmers länger als 9 Monate, so können nach Vereinbarung die Familienangehörigen (Ehe-/Lebenspartner/in, Kinder) mitgenommen werden.

Die Grundsätze über die Kostenerstattung, die durch die Mitnahme von Familienangehörigen dem entsandten Arbeitnehmer entstehen, sind in einer Betriebsvereinbarung zu regeln.

§ 16 Weisungsbefugnisse, Verhaltensregeln
1. Dem Arbeitnehmer sind vor der Entsendung in das Ausland schriftlich die Namen der Personen bekanntzugeben, die im Auftrag des Arbeitgebers Weisungsrecht besitzen bzw. Anordnungen erlassen können.

Werden hiermit Personen beauftragt, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, so muß ein Dolmetscher zur Verfügung stehen.

2. Verhaltensregeln für den Arbeitnehmer auf der ausländischen Arbeitsstelle sind dem entsandten Arbeitnehmer schriftlich bekanntzugeben.

§ 17 Arbeitnehmerschutzrecht
1. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass das gesamte in der Bundesrepublik Deutschland geltende Arbeitnehmerschutzrecht auf der ausländischen Arbeitsstelle, auf die der Arbeitnehmer entsandt worden ist, eingehalten wird.

2. Bei groben Verstößen ist der Arbeitnehmer berechtigt, die Arbeitsleistung zu verweigern. Arbeitgeber und Betriebsrat sind unverzüglich zu benachrichtigen. Eine Einkommensminderung ist in solchen Fällen ausgeschlossen.

§ 18 Devisenvorschriften, Abrechnungen
1. Der Arbeitnehmer ist vor der Entsendung in das Ausland über die geltenden Devisenvorschriften umfassend schriftlich zu informieren.

2. Der Lohn oder das Gehalt einschließlich der Mehrarbeitsvergütung und des Auslandszuschlages wird in DM/Euro ausgezahlt und auf das von dem Arbeitnehmer benannte inländische Bankkonto überwiesen.

3. Sollten während der Dauer der Auslandsentsendung Lohn- oder Gehaltsanteile auf Wunsch des Arbeitnehmers am Arbeitsort ausgezahlt werden, so gilt der günstigste Wechselkurs bezogen auf die DM/Euro. Die Überweisungskosten trägt der Arbeitgeber.

4. Die schriftliche Lohn- oder Gehaltsabrechnung erhält der Arbeitnehmer am Arbeitsort.

5. Für die Geltendmachung von Ansprüchen aus dem Arbeitsverhältnis während der Dauer der Entsendung in das Ausland gelten ausschließlich die Vorschriften des § 196 BGB.

§ 19 Unerlässliche Vorbereitungen für die Entsendung in das Ausland
Vor der Entsendung des Arbeitnehmers in das Ausland sind folgende Maßnahmen zu treffen:

1. Die gesundheitlichen Voraussetzungen sind durch eine ärztliche Untersuchung festzustellen. Die notwendigen Schutzimpfungen sind vorzunehmen.

Die anfallenden Kosten, soweit sie durch die gesetzlichen Versicherungen nicht abgedeckt sind, trägt der Arbeitgeber.

Der Arbeitnehmer ist unter Fortzahlung des regelmäßigen Arbeitsverdienstes für diese Untersuchungen freizustellen.

2. Die ärztliche Versorgung des entsandten Arbeitnehmers im Ausland ist durch den Arbeitgeber sicherzustellen.

Anschriften von Ärzten und Krankenhäusern sind dem Arbeitnehmer schriftlich mitzuteilen.

3. Der Arbeitnehmer ist durch den Arbeitgeber über Gesetze, Sitten und Gebräuche, mit denen er durch den Auslandsaufenthalt in Berührung kommen kann, mündlich und schriftlich zu informieren. Geeignete Unterlagen sind zur Verfügung zu stellen.

4. Amtliche Stellen des Auslands, deren Hilfen während der Entsendung in Anspruch genommen werden können, sind mit Name und Anschrift schriftlich bekanntzugeben. Die nächsten deutschen diplomatischen Vertretungen sind mit Name und Anschrift ebenfalls schriftlich bekanntzugeben.

5. Notwendige Ausrüstungen (besondere Kleidung) sind kostenlos zur Verfügung zu stellen.

6. Bei über 2 Monate hinausgehender Entsendung sind dem Arbeitnehmer zur persönlichen Vorbereitung 2 Arbeitstage Freizeit ohne Einkommensminderung zu gewähren.

§ 20 Arbeitsgenehmigung, Visa
Die erforderlichen Arbeitsgenehmigungen sowie Ein- und Ausreisevisa für die Entsendung in das Ausland beschafft der Arbeitgeber. Anfallende Kosten bzw. Arbeitsausfall, die im Zusammenhang mit der Entsendung durch Aufsuchen von Behörden im In- und Ausland entstehen, gehen zu Lasten des Arbeitgebers.

§ 21 Schlussbestimmungen
Diese Betriebsvereinbarung tritt am in Kraft.

Sie kann mit einer Frist von 3 Monaten gekündigt werden.

Werden Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung durch neue Tarifverträge und Gesetze berührt, so ist zu prüfen, ob Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung abgeändert werden müssen. In diesem Fall können notwendige Ergänzungen oder Änderungen der Betriebsvereinbarung ohne Einhaltung der Kündigungsfrist vereinbart werden.

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung unwirksam sein, so gelten die übrigen Bestimmungen weiter.

Soweit einzelne Fragestellungen nicht durch diese BV zwingende Rechtsbestimmungen im Ausland oder aufgrund besonderer einzelvertraglicher Vereinbarung geregelt sind, gelten die in Deutschland durch Gesetzgebung und Rechtsprechung entwickelten Rechtsgrundsätze.

Gerichtsstand ist ..... (Sitz des entsendenden Betriebes).

Datum

................. .................

Unterschrift Unterschrift

	Auszug aus dem BMTV vom 17.12.1997
	

	§ 1
Geltungsbereich
	

	Der Tarifvertrag gilt 1):
	

	1.1 räumlich 

für die Bundesrepublik Deutschland
	räumlich

	Für Montagen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland gilt:
	

	Soweit Montagearbeiten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt werden und der Montagestammarbeiter dorthin aus dem räumlichen Geltungsbereich dieses Tarifvertrages entsandt wird, sind die besonderen Arbeitsbedingungen der Auslandsmontage mit dem Montagestammarbeiter einzelvertraglich zu vereinbaren. Sie sollen neben den allgemeinen Arbeitsbedingungen insbesondere Bestimmungen zu folgenden Punkten enthalten: Voraussichtliche Dauer der Entsendung, Lohnauszahlung, Auslösungen, Reisekosten, Bezahlung der Reisezeit, Rückreise bei Erkrankung, Inanspruchnahme des Urlaubs, Familienheimfahrten, Feiertagsregelung, Unfall-, Kranken- und Reisegepäckversicherung.
	Auslandsmontage einzelvertraglich

	Notwendige Kosten und Bezahlung der Zeit für angeordnete im Zusammenhang mit der Auslandsentsendung erforderliche ärztliche Untersuchung und Impfungen sind vom Arbeitgeber zu tragen. 

Die Anwendung der für das Arbeitsverhältnis geltenden Tarifverträge bleibt unberührt.
	

	Der Arbeitgeber soll den Montagestammarbeiter über das Verhalten im Ausland, über Visum- und Zollvorschriften sowie über die der ausländischen Montagestelle nächstliegenden diplomatischen oder konsularischen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland informieren.
	

	Auf Wunsch beraten Arbeitgeber und Betriebsrat die besonderen Arbeitsbedingungen der Auslandsmontage. Dabei informiert der Arbeitgeber den Betriebsrat über etwaige bestehende Richtlinien. Der Betriebsrat kann Vorschläge einbringen. 

Im übrigen werden Montagen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland durch diesen Tarifvertrag nicht erfaßt.
	Mitwirkung Betriebsrat

	
	

	Anmerkungen: 

1) Für die Frage, ob dieser Tarifvertrag unmittelbar Anwendung findet, ist die Zugehörigkeit des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers zu den vertragsschließenden Parteien maßgeblich.
	Nur für IGM-Mitglieder


  

